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Die Schweizerische Vereinigung Bern Aktiv 

schreibt, was andere über Bern und die  

Schweiz nicht berichten (dürfen).

Seit 34 Jahren für SIE im Einsatz!  NEWS aus Bundesbern und der ganzen Schweiz
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Von  
Giorgio Albisetti,
Geschäftsführer,  
Präsident HIV Bern

Klartext vom Handels- und Industrieverein Bern

Es gilt das gesprochene Wort: 

Sehr geehrte Frau Regierungsrätin Bärtschi
Sehr geehrter Herr Regierungsrat Müller
Sehr geehrte Damen und Herren Grossräte
Sehr geehrter Herr Stadtpräsident
Sehr geehrte Damen und Herren Gemeinde-
präsidenten
Sehr geehrte Unternehmerinnen und Unter-
nehmer
Geschätzte Mitglieder des HIV
 
Herzlich willkommen zur Hauptversammlung 
des Handels- und Industrievereins Sektion Bern. 
Es handelt sich bereits um die zweite reguläre 
Versammlung nach Corona. Und leider auch 
die zweite während des Kriegs in der Ukraine. 
Wir müssen weiter hoffen, dass daraus kein 
Flächenbrand wird. Es sind unruhige Zeiten. 
Seien wir dankbar, dass sich die Schweiz bisher 
vergleichsweise gut gehalten hat.
 
In unserem Verband gab es 2022 eine gewichtige 
Veränderung: Mario Marti hat nach 14 Jahren 
als Geschäftsführer des HIV-Bern entschieden, 
sich ganz auf seine herausfordernde Tätigkeit 
bei Kellerhals Carrard zu konzentrieren. Er war 
als langjähriger Stadtrat bestens vernetzt und 
hat sich in seiner Tätigkeit ein grosses Know-
how erarbeitet. Darauf müssen wir zum Glück 
auch in Zukunft nicht verzichten. Wir schlagen 
Ihnen heute vor, Mario Marti in den Vorstand zu 
wählen. Vorher möchte ich ihm an dieser Stelle 
herzlich für seinen grossen Einsatz danken.
 
Seine Funktion hat Philipp Kohli übernommen. 
Auch er bringt als Anwalt bei der Kanzlei Bra-
cher & Partner nicht nur juristisches Fachwis-
sen, sondern auch politische Erfahrung mit. Er 

stammt aus einer bekannten Berner Politiker-
familie, war Stadtrat und wurde im vergangenen 
Jahr in den Grossen Rat gewählt. Damit bringt 
auch er die idealen Voraussetzungen für die Tä-
tigkeit als Geschäftsführer des HIV mit. Nehmt 
ihn heute gut in unserer Mitte auf.
 
Im letzten Herbst haben wir Ihnen die Bro-
schüre «Bern braucht Zukunft» nach Hause ge-
schickt. Sie ist unser «Verbandsprogramm» für 
die nächsten vier Jahre, das wir gemeinsam mit 
Gewerbeverband KMU-Bern, Arbeitgeberver-
band, der Innenstadtorganisation Bern-City und 
den Hauseigentümern erarbeitet haben. Lesen 
Sie es! Es enthält zahlreiche konkrete Anliegen, 
die wir voranbringen wollen. Wir unterstützen 
Ganztagesschulen und Tagesschulen, Hochhäu-
ser und Autobahnüberdachungen, einen neuen 
Autobahnanschluss am Wankdorf, die Begrü-
nung von Industriearealen und den Messeplatz 
Bern. Wir wehren uns gegen unnötige Gebühren, 
überbordende Bauvorschriften und die Schwä-
chung der Berufslehre. Helft uns dabei, indem 
ihr die richtigen Abstimmungsentscheidungen 
trefft, die richtigen Leute wählt und uns darauf 
aufmerksam macht, wenn wir als Verband ak-
tiv werden müssen. Das beste Programm nützt 
nichts, wenn wir ihm nicht gemeinsam Nach-
achtung verschaffen.
 
Es locken im aktuellen politischen Umfeld nicht 
die spektakulären Erfolge. Vielmehr ist hartnä-
ckiges Dranbleiben gefragt. Seit Jahren arbeiten 
wir an Verbesserungen für den Wirtschaftsver-
kehr in der Stadt Bern. Das ist mühsam. Aber wir 
kommen voran. Auch wir müssen anerkennen, 
dass der Platz knapp und die Ansprüche riesig 
sind. Wir versuchen, das Dilemma mit neuen 
Ansätzen zu lösen. Etwa mit Zeitfenstern, in 
denen unterschiedliche Anspruchsgruppen eine 
Parkfläche nutzen können. Mit Verbesserungen 
für den Wirtschaftsverkehr, die zum Teil auch zu 
Lasten des Individualverkehrs gehen. Mit dem 
Versuch, Fläche zu gewinnen, indem wir Ein-
stellhallenplätze freischaufeln und dafür ober-
irdische Parkplätze aufheben. Das wiederum 
verschafft dem Gewerbe Manövrierraum. Zum 
Beispiel, indem es zeitlich befristet Parkraum 
ausserhalb der Markierungen nutzen kann. Es 
sind kleine Verbesserungen. Aber kleine Ver-
besserungen bringen mehr als ein beidseitiges 
Beharren auf der reinen Lehre.

 
Hartnäckigkeit ist nötig, wenn die Umstände 
sind, wie sie in der Stadt Bern eben sind. Aber 
von Zeit zu Zeit bewegt sich etwas. Im letzten 
Spätherbst hat sich Bemerkenswertes ereignet. 
Trotz der politischen Übermacht von Rot-Grün 
haben 44 Prozent der Stimmbürgerinnen und 
Stimmbürger das Budget der Stadtregierung ab-
gelehnt. So etwas hat es seit 22 Jahren nicht 
mehr gegeben. Das ist ein Silberstreifen am 
Horizont. Es scheint nicht mehr unmöglich, 
dass die Bernerinnen und Berner der Finanz-
politik des Gemeinderates in einer der nächsten 
Urnenabstimmungen den Riegel schieben. Nicht 
zuletzt auch deshalb, weil die Berner Zeitun-
gen ihre rosarote Brille abgelegt haben und die 
städtische Finanzpolitik zunehmend skeptischer 
beurteilen.
 
Es wurde auch langsam Zeit. Die Stadt Bern 
hat ihre Verwaltung seit 2014 um 414 Stellen 
auf 3200 Vollzeitstellen aufgebläht. Auch wenn 
wir die 230 Stellen durch die Integration der 
Stadtbauten herausrechnen, sind das noch 180 
zusätzliche Verwaltungsangestellte oder mehr 
als 20 pro Jahr. Dazu kommen dramatisch ge-
wachsene Nettoinvestitionen von inzwischen 
jährlich weit über 100 Millionen Franken und 
einem jährlichen Bedarf von 180 Millionen in 
den nächsten acht Jahren. Und das, obwohl wir 
unsere Investitionen seit 2015 nicht mehr aus 
der eigenen Tasche bezahlen können. Allein in 
ihrem Kerngeschäft hat die Stadt in den letzten 
acht Jahren 190 Millionen Franken neue Schul-
den angehäuft. Inzwischen muss Bern für eine 
Gesamtschuld von drei Milliarden Franken gera-
destehen, wenn wir die die städtischen Betriebe 
in die Betrachtung miteinbeziehen. Und das 
alles, obwohl wir gute Jahre hinter uns haben: 
Die Bevölkerung ist wieder auf über 140‘000 
Menschen angewachsen wie in den Achtziger-
jahren. Die direkten Steuereinnahmen sind im 
selben Zeitraum von 451 auf 521 Millionen 
Franken angestiegen. Zudem ziehen unsere Poli-
tikerinnen und Politiker der Stadtbevölkerung 
inzwischen zusätzlich 200 Millionen Franken 
auf dem Umweg über Gebühren ein. Das ist 
ein eidgenössischer Spitzenwert. Diese Gesamt-
belastung ist inzwischen so hoch, dass die Stadt 
Bern selbst im eigenen Hochsteuerkanton auf 
dem zweitletzten Platz unter über hundert berni-
schen Gemeinden platziert ist.
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Trotz dieser Grosswetterlage schreiben wir seit 
drei Jahren negative Ergebnisse. Die Stadt hat 
eine Wohnstrategie, die die Ertragslage durch 
forcierten Wohnungsbau verbessern will. Statt 
mehr Wohnungen bauen wir jedoch leider immer 
weniger: Vor 2015 entstanden in Bern jährlich 
312 Wohnungen. Seit sieben Jahren sind es fast 
30 Prozent weniger, nämlich nur noch 222. Der 
Gemeinderat hat seine selbst definierten vier 
finanzpolitischen Ziele für die letzten Jahre ver-
fehlt. Trotzdem plant er bis 2025 weitere Defizi-
te. Eine solche Finanzpolitik ist problematisch. 
Ich nenne ein einfaches Beispiel: Die «Eigenen 
Beiträge» sind politisch gesprochene Kredite, 
nicht gebundene Ausgaben. Hier könnten Ge-
meinde- und Stadtrat von heute auf morgen 
sparen. Lieber aber stocken sie munter auf. Vor 
acht Jahren waren es 231 Millionen, inzwischen 
sind es bereits 286. Oder ein zweites Beispiel: 
Der Stadtrat beschliesst trotz all dieser Fakten 
ein neues Personalreglement, das den Vater-
schaftsurlaub auf acht Wochen verdoppelt, das 
Rentenalter bei 63 zementiert und den Teue-
rungsausgleich faktisch garantiert. Ein Sparwille 
ist nicht spürbar.
 
Fassen wir zusammen: Wir hatten gute Jahre, 
aber statt Reserven haben wir Schulden. Die 
Zinsen steigen, der Abschreibungsbedarf steigt 
und die Energiepreise schiessen in die Höhe. 
Spätestens in zwei Jahren, wenn die Zinserhö-
hungen voll durchschlagen, wird der Katzenjam-
mer gross sein. Und eine Steuererhöhung unab-
wendbar. Erinnern Sie sich noch? Ursprünglich 

hatte der Gemeinderat versprochen, die Steuern 
zu senken, wenn die Stadt ein Eigenkapital von 
100 Millionen Franken erreicht habe. 2014 wa-
ren 100 Millionen erreicht. Eine Steuerreduktion 
hat es nie gegeben. Und die 100 Millionen sind 
schon wieder geschmolzen wie Schnee in der 
Frühlingssonne. Wir weisen seit Jahren darauf 
hin. Es bleibt nur eine Hoffnung. Die Stimm-
berechtigten müssen erwachen und politische 
Zeichen setzen. Eine erste Gelegenheit haben sie 
am 18. Juni, wenn über das Referendum gegen 
das neue Personalreglement abgestimmt wird. 
Diese Abstimmung müssen wir gewinnen, liebe 
HIV-Mitglieder.
 
Eine weitere wichtige Abstimmung steht uns vo-
raussichtlich Ende Jahr bevor. Eigentlich befür-
worten wir als Wirtschaftsverband Gemeindefu-
sionen. Nach allen Regeln der Logik bringen sie 
Synergiegewinne und schaffen sinnvolle Struk-
turen in zusammengewachsenen Räumen. Auch 
dem Projekt für eine Fusion mit Ostermundigen 
waren wir anfänglich wohlgesinnt. Jetzt nimmt 
es konkrete Formen an und wir müssen sagen: 
So nicht! «Letztlich muss die politische Über-
zeugung herrschen, dass es nach der Reform 
besser ist als vorher», stellen die beiden Gemein-
den in ihrem Erläuterungsbericht fest. Woher 
die Verfasser des Berichts diese Überzeugung 
nehmen, ist unklar. Statt Effizienzgewinnen re-
sultieren Mehrkosten von mehreren Millionen 
Franken. Es besteht die Gefahr, dass Bern vor-
aussichtlich schon allein der Fusion wegen die 
Steuern erhöhen muss. Trotzdem verzichten die 

Fusionierer aus Angst vor Widerständen auf jeg-
liche Reform. Bei unterschiedlichen Modellen 
kommt jeweils das teurere zum Zug. Oder es 
werden beide fortgesetzt: Weiterhin gäbe es zwei 
Netzbetreiber, zwei verschiedene Anbieter für 
die Abfallentsorgung, zwei unterschiedliche Re-
gime bei der Polizei. Das Ostermundiger Perso-
nal wird künftig ebenfalls mit 63 pensioniert und 
generell gibt es eine Besitzstandgarantie. Da ist 
für mich prima vista nicht einsehbar, dass nach 
der Fusion irgendetwas besser wäre als zuvor?
 
Ich habe es zu Beginn gesagt. Wir dürfen froh 
sein, dass sich die politische Grosswetterlage 
in Europa bisher noch nicht schlimmer auf die 
Schweiz ausgewirkt hat. Wir dürfen froh sein, 
dass die Berner Wirtschaft immer noch gut 
arbeitet, auch wenn ihr der Fachkräftemangel 
und die wenig wirtschaftsfreundliche Politik zu 
schaffen machen. Aber es mangelt weder an 
Herausforderungen noch an Arbeit für den HIV 
Bern. Es ist deshalb nicht ganz zufällig, dass wir 
mit dem Schnellkletterer Stefan Siegrist einen 
Referenten gewählt haben, der weiss, wie man 
steile Wände in Rekordzeit durchsteigt. Ich freue 
mich, ihn heute abend als unseren Gastreferen-
ten zu begrüssen.
 
Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit und 
freue mich, die heutige Hauptversammlung zu 
eröffnen.

Rede vom HIV-Abend, 13. 3. 2023

Von Grossrätin 
Sabina Geissbühler-
Strupler,  
3037 Herren-
schwanden BE

Die bedauerlichen Folgen der  
einseitigen Berichterstattung

Leider haben die Medien seit Monaten mit ihrer 
Berichterstattung zum Covid-19-Gesetz einsei-
tig Stellung bezogen. Die Gegner/-innen der oft 
nicht stringenten, bundesrätlichen Coronapolitik 
wurden mundtot gemacht oder verunglimpft. 
Ihre Argumente wurden als Verschwörungs-
theorien und als Polemik abgetan. Anstatt bei 
Kundgebungen von tausenden friedlichen Coro-
na-Massnahmenskeptikern und -skeptikerinnen 
wurde genüsslich von einer Hand voll pöbelnder 
Mitläufer berichtet. Auch die Abriegelung des 
Bundeshauses und das Grossaufgebot der Poli-
zei vermittelte der Bevölkerung den Eindruck, 
dass sich die Gegner/-innen des Covid-19-Ge-
setzes als wilde Horde über jegliche demo-

kratischen Regeln hinwegsetzen würden. Dies 
kann ich aus eigener Erfahrung verneinen. Die 
täglichen Angst-Kampagnen – an Stelle einer 
evidenzbasierten Faktenbeurteilung – konnten 
Befürworter/-innen zu Panik, Wut und Aggres-
sionen anstacheln, so dass der Graben zwischen 
den zwei Lagern immer grösser wurde. Dass 
nur befürwortende Experten/Expertinnen in den 
Medien zu Worte kamen, führte gerade bei gut 
informierten Bürgerinnen und Bürgern zu einem 
Vertrauensbruch. Es ist zu hoffen, dass sich die 
Medienschaffenden in Zukunft ihrer Verantwor-
tung als vierte Gewalt (oder Macht) in unserem 
Staatswesen bewusst werden. Gerade weil die 
meisten Medien von Schweizer Steuergeldern 
subventioniert sind, müssen sie eine Meinungs-
vielfalt zulassen und damit unsere Demokratie 
stärken.

Flugplan 2023 
mit zwei neuen  
Destinationen  
ab Bern
Alicante – das neue Ziel an der Costa Blanca im 
Südosten Spaniens wird ab dem 9. Juni 2023 mit 
Helvetic Airways angeflogen. Die Altstadt Bar-
rio de la Santa Cruz mit ihren engen Gassen und 
bunten Häusern bietet ein pulsierendes Nachtle-
ben. Ein steiler Weg führt zum mittelalterlichen 
Castillo de Santa Barbara, das auf einem Hügel 
mit eindrucksvollem Blick über der Mittelmeer-
küste liegt. Orte wie Benidorm im Norden oder 
Torrevieja weiter südlich zählen zu den belieb-
testen Hotspots.
 
Korsika – die bergige Mittelmeerinsel, welche 
seit 1768 zu Frankreich gehört, jedoch bis heute 
die italienische Kultur bewahrt, wird ab dem  
4. Juni 2023 mit Lübeck Air angeflogen. Die 
viertgrösste Mittelmeerinsel bietet nicht nur 
wildes Hochgebirge, imposante Steilküsten und 
schöne, flache Sandstrände, sondern auch ver-
winkelte Gässchen, malerische Fischerdörfchen 
und kulinarische Erlebnisse.

www.bernaktuell.ch
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Von  
Samuel Krähenbühl, 
Grossrat,
3614 Unterlangen-
egg (BE)

Verbrennungsmotoren werden nun doch nicht verboten
Lange sah es danach aus, dass die Europäische Union Verbrennungsmotoren in neuen Autos ab 2035 verbieten würde. Nun hat 
die Vernunft doch noch Oberhand gewonnen: Verbrennungsmotoren werden doch nicht ganz verboten. Das Zauberwort als neu-
er Treibstoff heisst «E-Fuels».

Elektro-Autos werden hochgejubelt. Sie gelten 
als umweltfreundlich und sparsam. Die Autos 
mit klassischen Verbrennungsmotoren – sei es 
Diesel oder Benziner – gelten als dreckig. Des-
halb hat die Europäische Union im Grundsatz 
sogar schon einmal beschlossen, den Verbren-
nungsmotor in neuen Autos ab 2035 zu verbie-
ten. Damit ist die EU weltweit ziemlich einzig. 
Nur einzelne Staaten ausserhalb Europas er-
wägen ebenfalls ein solches Verbot. Immerhin 
hat sich nun Deutschland, das frühere Autoland 
Nummer 1 der Welt, gegen das unsinnige Verbot 
gewandt. Und letztendlich zumindest teilwei-
se Erfolg gehabt. Medienberichten zufolge ist 
das absolute Verbot für neue Verbrennungsautos 
vom Tisch.

Die Deutschen scheinen im letzten Moment ge-
merkt zu haben, dass sie ihre stark auf den Auto-
bau ausgerichtete Wirtschaft mit einem solchen 
Entscheid massiv geschädigt hätten. Doch das ist 
nicht der einzige Grund. Die deutsche Regierung 
hat nun offenbar endlich auch gemerkt, dass das 
Elektro-Auto eben gar nicht so viel umwelt-
freundlicher ist als die Verbrennungsautos. Und 
zudem würde ein Verbot von Verbrennungsmo-
toren auch neue technologische Entwicklungen 
vorneweg verhindern. Das Stichwort dazu sind 
«E-Fuels» oder «Synthetische Treibstoffe». Und 
genau mit diesen Treibstoffen sollen die neuen 
Verbrenner ab 2035 fahren dürfen.

E-Fuels sind synthetische Kraftstoffe, die aus-
schliesslich mit erneuerbaren Energien erzeugt 
werden. Mit E-Fuels können Verbrennungsmo-
toren CO2-neutral betrieben werden. Zunächst 
wird aus Wasser Wasserstoff (H2) produziert. 
Für einen flüssigen Kraftstoff wird nun noch 
Kohlenstoff benötigt. Das benötigte CO2 kann 
als Rohstoff aus Industrieprozessen oder mit Fil-
tern aus der Umgebungsluft gewonnen werden.. 
Aus CO2 und H2 gewinnt man anschliessend den 
synthetischen Kraftstoff: Benzin, Diesel, Gas 
oder auch Kerosin.

Bisher wurden die E-Fuels gegenüber den Elek-
troautos negativ dargestelllt. Ein Hauptgrund 
dafür war, dass einzig der direkte Wirkungsgrad 
verglichen wurde und keine sonstigen Gesichts-
punkte in die Betrachtung einbezogen wurden. 
Die Menge, die ein mit E-Fuels betriebenes Auto 

E-Autos werden auf alle möglichen Arten gefördert. So können sie vielerorts sogar gratis ge-
tankt werden. Dabei sind sie gar nicht per se umweltfreundlicher als andere Autos, welche 
mit neuartigen Treibstoffen wie den «E-Fuels» betankt werden.

100 Kilometer weit bringt, reicht bei einem rein 
batterieelektrischen Auto für rund 700 Kilo-
meter. Anders ausgedrückt: Der direkte Wir-
kungsgrad von E-Fuels liegt aktuell bei etwa 
15 Prozent, der von E-Autos bei rund 70 bis 80 
Prozent. Der Vorteil für die Elektroautos scheint 
somit auf der Hand zu liegen. Bei genauerer Be-
trachtungsweise ergeben sich aber viele andere 
Vorteile für die neuartigen synthetischen Treib-
stoffe:

•  Autos mit Verbrennungsmotoren brauchen kei-
ne seltenen Erden und auch weniger graue 
Energie bei der Herstellung als Elektroautos

•  E-Fuels könnten auch im bestehenden Fahr-
zeugpark eingesetzt werden.

•  E-Fuels können auch mit den bestehenden Ver-
teilinfrastrukturen wie Pipelines, Tanker und 
Tankstellen verbreitet werden.

•  E-Fuels könnten nach und nach immer stär-
ker den bestehenden Treibstoffen beigemischt 
werden und somit auch ältere Fahrzeuge Co-
2-neutral betreiben.

•  E-Fuels können dort produziert werden, wo 
viele erneuerbare Energie anfällt. Etwa in heis-
sen Ländern mit viel Sonne.

•  E-Fuels reduzieren die Abhängigkeit vom 
Stromnetz und senken somit auch das Risiko 
eines Blackouts.

•  E-Fuels können wie fossile Treibstoffe gelagert 
werden, womit also die Speicherproblematik 
der E-Autos entfällt.

Diese vielen Vorteile würden also die synthe-
tischen Treibstoffe bieten. Und auch bezüglich 
des schlechteren direkten Wirkungsgrades kann 
man zumindest teilweise Entwarnung geben. 
Denn zum einen ist die Entwicklung hier erst am 
Anfang. Und zum anderen ist der systemische 
Wirkungsgrad bei batteriebetriebenen Elektro-
autos wesentlich schlechter als der rein prozess-
bezogene. Grund dafür sind all die Probleme, die 
mit der kurzfristigen Verfügbarkeit von Strom 
zusammenhängen. Das ist für die Kraftwerke 
wie für die Netze eine riesige Herausforderung. 

Fazit: Zum Glück scheint nun in der EU das ab-
solute Verbot von neuen Verbrennungsmotoren 
vom Tisch zu sein. Und auch die Schweiz selber 
ist gut beraten, kein solches Verbot umzusetzen. 
Denn die Schweiz ist ein bedeutender Zulieferer 
der europäischen Autoindustrie. Die schon heute 
riesigen Autofabriken in China, wo kein Mensch 
auch nur daran denkt, Benzin oder Diesel zu ver-
bieten, würden dann die Welt schon mit neuen 
Verbrennungsautos versorgen.



BernAktuell Ausgabe Nr. 243

Seite 4 April/Mai 2023

Via Berna: Den Kanton Bern neu entdecken
In 20 Etappen verläuft die Wanderstrecke Via-
Berna quer durch den Kanton Bern. Sie beginnt 
beim Kloster Bellelay im Berner Jura, passiert 
das Mittelland bis auf den Sustenpass im Ber-
ner Oberland. Die Wanderstrecke weist eine 
Gesamtlänge von 300 Kilometer auf und macht 
die vielfältige Landschaft des Kantons Bern 
erlebbar. Die Wege führen über Jurawiesen, 
durch Moorgebiete, Täler und enge Schluchten 
und wunderbare Auenlandschaften. Entlang den 
Höhewegen begleitet einem ein einzigartiges 
Panorama auf Eiger, Mönch und Jungfrau.

Hinter der ViaBerna steht der Verein Wander-
wege, welche dieses Projekt zusammen mit ver-
schiedenen Partnerorganisationen realisiert hat. 
Mit rund 14’500 Mitgliedern gilt Berner Wan-
derwege als grösster Verein im Kanton Bern und 
ist die grösste Fachorganisation der Schweiz im 
Bereich Wandern.

Etappe 14 - Schynige Platte

Etappe18/19 - Hotel EngstlenalpEtappe 8 - Stadt Bern Etappe 19 - Engstlensee

Von
Alexander Feuz, 
Fürsprecher/
Rechtsanwalt
aGrossrat und 
Stadtrat SVP, 
Fraktionschef SVP 
Stadt Bern

Kein Abschluss eines neuen Leistungsvertrags  
mit der Reithalle!

Der Gemeinderat will wieder einen Leistungs-
vertrag mit den Betrieben der Reithalle ab-
schliessen, obwohl die Reithalle den aktiven 
SVP-Politkern den Zugang aus politischen 
Gründen grundsätzlich verbietet. Der Stadtprä-
sident stellt sich gegenüber dem Verfasser auf 
den Standpunkt, dass das Gastwirtschaftsgesetz 
keinen Bewirtungszwang vorsehe. Der Stadt-
präsident verkennt dabei völlig, dass es sich hier 
um einen Leistungsvertrag mit einem angeblich 
bedeutenden subventionierten Kulturangebot 
handelt. Dieses können SVP-Politiker wegen 
des hängigen Hausverbotes nicht in Anspruch 
nehmen. Die SVP beantragt deshalb, dass kein 
Leistungsvertrag mit der Reithalle mehr abge-
schlossen werden kann. Zumindest müsste allen 
der ungehinderte diskriminierungsfreie Zugang 
gewährt werden. Auch diese Anträge werden 
im Stadtrat abgelehnt. Auch dem Antrag, den 

Bild: zvg

Leistungsvertrag gestützt auf Art. 46 GO dem 
Stimmbürger freiwillig der Stimmbevölkerung 
zur Abstimmung vorzulegen, wird im Stadtrat 
leider kein Erfolg beschieden sein. Wahrschein-

lich werden diese Anträge nicht einmal medial 
erwähnt, umso wichtiger ist es, den Leser von 
BernAktuell darüber zu orientieren.
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In den Kantonen steigt der Druck auf die Ölheizung
Der Bundesrat verzichtet vorläufig auf ein Ölheizungsverbot oder weitere Einschränkungen für Besitzerinnen und Besitzer von 
Ölheizungen. Alles eitel Sonnenschein also? Leider Nein. In den Kantonen nimmt der Druck zu.

Schweiz immer wärmer – oder?
Klimawissenschaftler und Medien werden nicht müde, immer wieder zu beteuern, es werde Jahr für Jahr wärmer in unserem 
Land. Doch decken sich diese Aussagen mit unseren realen Erfahrungen im Alltag? Ein Blick auf die Statistik der Heizgradtage 
zeigt ein etwas differenzierteres Bild.

Da der Gebäudebereich in der Schweiz seit 
jeher unter die Hoheit der Kantone fällt, drohen 
vielerorts dennoch politische Verschärfungen. 
So hat beispielsweise der Kanton Zürich letzten 
Herbst ein neues Energiegesetz beschlossen, das 
Wärmepumpen und andere erneuerbare Hei-
zungen in den Gebäuden zum Standard machen 
und gleichzeitig den Ersatz von Öl- und Gas-
heizungen massiv erschweren wird. Auch in den 
Westschweizer Kantonen Neuenburg und Frei-
burg liegen die Hürden für den Heizungsersatz 
ausgesprochen hoch. Im Kanton Glarus sind 
fossile Heizungen ab Sommer 2022 voraussicht-
lich sogar ganz verboten.
Andere Kantone wie St. Gallen, Thurgau, Luzern, 
Tessin oder Graubünden gehen weniger weit in 
ihren Bestrebungen, fossile Heizungen aus den 
Häusern zu verbannen. Hier müssen zusätzliche 
Auflagen erfüllt werden wie etwa die zusätzliche 
Installation eines Wärmepumpenboilers oder die 
Sanierung der Fenster. Diese unter dem Kürzel 
«MuKEn» (Mustervorschriften der Kantone im 
Energiebereich) zusammengefassten Massnah-
men sind in den meisten Kantonen verbreitet. 
Es gibt allerdings noch einige wenige «gallische 
Dörfer», in denen gar keine Vorschriften für Öl-
heizungen gelten: Hauseigentümer im Aargau, 

im Kanton Solothurn 
oder im Bernbiet kön-
nen ohne staatliche 
Einschränkung über 
den Ersatz ihrer Hei-
zungen entscheiden.

Verunsicherung 
ist gross
Dass bei einem sol-
chen regulatorischen 
Flickenteppich die 
Verunsicherung unter 
den Besitzerinnen und 
Besitzern von fossilen 
Heizungen gross ist, 
spricht für sich. Sind 
auch Sie verunsichert, 
was in Ihrem Kanton 
gilt? Dann zögern Sie 
nicht, unsere Experten 
der Informationsstelle 
Heizöl für eine kos-
tenlose und unverbindliche Beratung zu kontak-
tieren. Dort erfahren Sie alles über die geltenden 
gesetzlichen Regelungen und über die optimale 
Lösung für Ihr Eigenheim.

Der Klimawandel ist unbestritten und eines der 
meistdiskutierten Themen unserer Zeit. Die 
Durchschnittstemperaturen auf der Erde und 
auch in der Schweiz nehmen stetig zu, dies 
lässt sich anhand der vorhandenen Wetter- und 
Temperaturdaten glasklar nachweisen. Die Aus-
wirkungen auf unsere Natur, insbesondere in den 
Bergen, zeigen sich immer stärker.

Grosser Hype ums Klima
Die Anziehungskraft des Themas auf die Politik 
und Medien scheint unwiderstehlich: Kaum ein 
Tag vergeht, an dem man nicht in irgendeiner Art 
und Weise an die Klimaerwärmung und deren 
Folgen erinnert wird. Und so berichten auch die-
ser Tage wieder mehrere Medien, das zurücklie-
gende 2021 sei das siebte Jahr in Folge gewesen, 
in dem die globale Temperatur im Schnitt mehr 
als ein Grad über dem vorindustriellen Niveau 
lag – Meldungen wie diese haben Anfang Jahr 
mittlerweile Tradition.
Die Frage ist: Inwiefern spiegeln sich diese 
Erkenntnisse auch in unserem Alltag? Viele 
werden 2021 nämlich als alles andere als zu 
warm wahrgenommen haben: Schneemassen im 
Januar, ein verregneter Frühling und ein Som-

mer voller Gewitter und Überschwemmungen. 
Untermauert wird dies durch die Statistik der 
Heizgradtage (siehe Kasten). Hier zeigt sich, 
dass das Jahr 2021 im monatlichen Durchschnitt 
rund 20 Prozent kälter war als 2020.

Schwankungen über die Jahre
Doch selbst wer gedacht hat, die Heizgrad-
tage würden im Verlauf der Jahre kontinuier-
lich abnehmen, der sieht sich bei einem Blick 
in die offizielle Statistik getäuscht: So lag die 
Zahl der jährlichen Heizgradtage in der Stadt 
Zürich in den letzten zehn Jahren durchschnitt-
lich bei rund 3’200, dies allerdings mit starken 
Schwankungen – wärmere und kältere Jahre 
wechseln sich ab. Für Ölheizungskunden ma-
chen sich diese Schwankungen vor allem finan-
ziell bemerkbar: Mehr Heizgradtage heisst mehr 
Heizölverbrauch, also höhere Ausgaben für die 
Heizenergie.
Fazit: Selbst angesichts des voranschreitenden 
Klimawandels sind wärmere Winter und heis-
sere Sommer noch längst keine Selbstverständ-
lichkeit. Wir werden auch zukünftig nicht darum 
herumkommen, im Winter unsere Häuser zu 
beheizen – auf die eine oder andere Art.

Informationsstelle Heizöl, 8001 Zürich,  
beratung@heizoel.ch,  
Gratisnummer für telefonische Energie-
beratung 0800 84 80 84

Was sind Heizgradtage?
Zur Bestimmung der Heizgradtage pro Mo-
nat wird an jedem sogenannten Heiztag – also 
an einem Tag mit einer durchschnittlichen 
Tagestemperatur von weniger als 12 Grad 
Celsius – erhoben, um wie viel die Aussen-
lufttemperatur von der idealen Innenlufttem-
peratur von 20 Grad abweicht.
Die monatlichen Heizgradtage ergeben sich 
sodann aus der Summe der Differenzen zwi-
schen Aussenlufttemperatur und idealer In-
nenlufttemperatur für alle Heiztage des Mo-
nats.
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Jubiläumsführung durch das Parlamentsgebäude
Informationen zu den historischen Persönlichkeiten in der Kuppelhalle und im Nationalratssaal

Während des Rundgangs durch das Parlaments-
gebäude treffen Sie auf historische Persönlich-
keiten aus der Gründungszeit des Bundesstaates. 
In der Kuppelhalle auf Bundesrat Ulrich Och-
senbein, im Nationalratsaal auf die Unterneh-
merin Louise-Albertine Cailler Perret sowie auf 
Nationalrat Alfred Escher, Bundesrat Stefano 
Franscini und den Journalisten Johann Baptist 
Weder. Diese Persönlichkeiten gehören zum Ju-
biläumsrundgang, den der Besucherdienst von 
Ende Januar bis am 19. Oktober 2023 anbietet.

Die Parlamentsführerinnen erwecken diese his-
torischen Figuren während der Jubiläumsfüh-
rung zum Leben. Sie geben Einblick in die He-
rausforderungen des jungen Bundesstaates und 
lassen Sie so in die Zeit von 1848 eintauchen.

Gerne stellen wir Ihnen diese Persönlichkeiten  
kurz vor.

Ulrich Ochsenbein (1811–1890)
Bundesrat (1848–1854)
Der Berner Ulrich Och-
senbein, Sohn eines Wirts, 
Landwirts und Pferdehänd-
lers, spielt eine bedeutende 
Rolle bei der Gründung der 
Schweiz. Als Präsident der 
Revisionskommission der 
Verfassung 1848 hat er ge-
naue Vorstellungen, wie die 
Zukunft der Schweiz aus-
sehen soll. Der lose Staa-
tenbund soll zu einem «Staatsganzen» werden, 
einem Bundesstaat mit National- und Ständerat, 
mit Grenzen nach aussen und einer Zusammen-
führung der Kantone im Innern. Täglich wird 
verhandelt, täglich können Anträge scheitern 
und die einmalige Chance der Gründung des 
Bundesstaates vertan sein. Ochsenbeins Vor-
schläge haben Erfolg. Nach 31 Sitzungen wäh-
rend 51 Tagen ist die Verfassung geschrieben. 
Am 12. September 1848 erklärt die Tagsatzung 
die Bundesverfassung, nach Abstimmungen in 
den Kantonen und einem Volksmehr, als an-
genommen.

Bereits am 6. November 1848 tritt die im Ok-
tober frisch gewählte erste Bundesversamm-
lung zusammen. Ulrich Ochsenbein wird zum 
Nationalratspräsidenten und kurz darauf in den 
Bundesrat gewählt. Mit dem Ziel, dass Bern 
Bundesstadt wird, verzichtet Ochsenbein auf 
seine Ambitionen, erster Bundespräsident zu 
werden und unterstützt die Kandidatur des Zür-
chers Jonas Furrer, welcher auch gewählt wird. 
Ochsenbeins Spiel geht auf: am 28. November 
bestimmt das Parlament Bern als Bundesstadt. 
Zürich erhält im Gegenzug die Eidgenössische 
Technische Hochschule (ETH).

Louise-Albertine Cailler Perret (1802–
1877) Geschäftsführerin von Cailler 
(1826–1828, ab 1852 gemeinsam mit 
ihren Söhnen Auguste und Alexandre 
Cailler)
Eine der ersten Aufgaben des 
Parlaments ist die Schaffung 
eines einheitlichen Wirt-
schaftsraums in der Schweiz. 
Noch 1844 existieren 180 
Zollstationen im Innern der 
Kantone und rund 370 Zoll-
stationen an den Kantons-
grenzen. Auch unterschiedli-
che Währungen, Mass- und 
Gewichtseinheiten in den Kantonen erschweren 
den Handel. Die Unternehmerin und Chefin 
der Schokoladefabrik Cailler, Louise-Alberti-
ne Cailler Perret, gibt in der 1848-Jubiläums-
führung einen Einblick wie sich diese Han-
delshemmnisse auf die Schokoladeproduktion 
auswirken. Sie übernimmt die Leitung des Ge-
schäfts nach dem Tod ihres Mannes 1852 ge-
meinsam mit ihren Söhnen, nachdem sie bereits 
1826–1828 während des Berufsverbots ihres 
Mannes aufgrund eines Konkurses das Schoko-
lade-Geschäft erfolgreich geführt hat. Für die 
damalige Zeit ist eine Frau an der Spitze eines 
Unternehmens eine grosse Ausnahme.
Mit der Bundesverfassung wird ein gemein-
samer Aussenzoll eingeführt und die Zölle im 
Landesinnern abgeschafft. 1850 bestimmt das 
Parlament den Schweizer Franken als nationa-
le Währung. Meter, Liter und Gramm gelten 
ab 1877 schweizweit. Hundert Jahre später 
schliesst sich die Schweiz dem weltweit an-
gewandten SI-Einheitensystem (Système inter-
national d’unités) an.

Alfred Escher (1819–1882)
Nationalrat (1848–1882)
Alfred Escher ist eine zentrale 
Persönlichkeit der Anfangszeit 
des Bundesstaates. Geboren in 
eine reiche Familie, wird Escher 
Jurist, Regierungsrat im Kanton 
Zürich, und mit 29 Jahren einer 
der jüngsten Nationalräte im ers-
ten Parlament. In der 1848-Ju-
biläumsführung teilt Escher seine Visionen als 
Eisenbahnpionier. Im Gründungsjahr der mo-

dernen Schweiz gibt es gerade mal 23 Kilome-
ter Eisenbahnlinien der Spanisch-Brötli-Bahn 
zwischen Baden und Zürich, während in Eng-
land, Frankreich und auch Bayern bereits 1825 
beziehungsweise 1835 Personentransportlinien 
betrieben werden. Die Schweiz hinkt hinterher. 
Alfred Escher und weitere Eisenbahnpioniere 
treiben mit ihren Privatbahnen die Erschliessung 
der Schweiz voran und ermöglichen dadurch 
die Industrialisierung des Landes. Bereits 10 
Jahre nach der Gründung des Bundesstaates 
verbindet eine durchgehende Eisenbahnlinie den 
Bodensee mit dem Lac Léman. Die Erteilung 
von Konzessionen ist denn auch eine wich-
tige Aufgabe des frühen Parlaments. Eschers 
Schweizerische Kreditanstalt, die heutige Credit 
Suisse, ist eine wichtige Geldgeberin. Mit der 
Gotthardbahn verfolgt Alfred Escher eine grosse 
Vision: die Schweiz über die Nord-Süd-Achse 
mit Europa verbinden. Das Jahrhundertbauwerk 
wird 1882 eröffnet. Im gleichen Jahr verstirbt 
Alfred Escher im Amt als Nationalrat.

Stefano Franscini (1796–1857)
Bundesrat (1848–1857)
Stefano Franscini wird als 
armer Bauernsohn in Bo-
dio im Tessin geboren und 
steigt auf bis an die Spitze 
der neuen Landesregierung. 
Als einziger seiner Familie 
besucht er die Schule. Das 
Theologie-Studium in Mi-
lano bricht er ab und bil-
det sich autodidaktisch in 
Geschichte, Recht, Volks-
wirtschaft, Statistik und Pädagogik weiter. Im 
Tessin, wo er später unterrichtet, gründet er 
unter anderem eine Mädchenschule. Er setzt 
sich zeitlebens für Bildung für alle ein und ist, 
gemeinsam mit Alfred Escher, ein grosser Ver-
fechter der Eidgenössisch Technischen Hoch-
schule (ETH).
Stefano Franscini gilt als Vater der Bundessta-
tistik. In der 1848-Jubiläumsführung berichtet er 
über die erste nationale Volkszählung des Bun-
desstaates, die er 1850 durchführt. Die Schweiz 
zählt damals 2’392’740 Einwohnende. Genf ist 
mit 31’238 Einwohnenden die grösste Stadt, ge-
folgt von Bern und Basel mit je ca. 27’000 Ein-
wohnenden. In Zürich leben damals erst 17’000 
Menschen, heute ist sie mit knapp einer halben 
Million Einwohnenden die grösste Stadt der 
Schweiz.

Johann Baptist Weder 
(1800–1872)
Journalist «St. Galler 
Boten» (1831–1851), 
Ständerat (1855–1857), 
Nationalrat (1848–1851, 
1858–1872)
Der St. Galler Johann Baptist 
Weder gründet den «St. Galler 
Boten» und berichtet als Jour-

Ulrich Ochsenbein (1811–1890)

Bundesrat (1848–1854)

Der Berner Ulrich Ochsenbein, Sohn eines Wirts, Landwirts  

und Pferdehändlers, spielt eine bedeutende Rolle bei der  

Gründung der Schweiz. Als Präsident der Revisionskommission 

der Verfassung 1848 hat er genaue Vorstellungen, wie die Zu-

kunft der Schweiz aussehen soll. Der lose Staatenbund soll zu 

einem «Staatsganzen» werden, einem Bundesstaat mit National- 

und Ständerat, mit Grenzen nach aussen und einer Zusammen-

führung der Kantone im Innern. Täglich wird verhandelt, täglich 

können Anträge scheitern und die einmalige Chance der  

Gründung des Bundesstaates vertan sein. Ochsenbeins Vor-

schläge haben Erfolg. Nach 31 Sitzungen während 51 Tagen ist 

die Verfassung geschrieben. Am 12. September 1848 erklärt  

die Tag satzung die Bundesverfassung, nach Abstimmungen in 

den Kantonen und einem Volksmehr, als angenommen. 

Bereits am 6. November 1848 tritt die im Oktober frisch gewählte 

erste Bundesversammlung zusammen. Ulrich Ochsenbein wird zum 

Nationalratspräsidenten und kurz darauf in den Bundesrat gewählt. 

Mit dem Ziel, dass Bern Bundesstadt wird, verzichtet Ochsenbein 

auf seine Ambitionen erster Bundespräsident zu werden und  

unterstützt die Kandidatur des Zürchers Jonas Furrer, welcher 

auch gewählt wird. Ochsenbeins Spiel geht auf: am 28. November 

bestimmt das Parlament Bern als Bundesstadt. Zürich erhält im 

Gegenzug die Eidgenössische Technische Hochschule (ETH).

Johann Baptist Weder (1800–1872)

Journalist «St. Galler Boten» (1831–1851), Ständerat (1855–1857), 

Nationalrat (1848–1851, 1858–1872)

Der St. Galler Johann Baptist Weder gründet den «St. Galler  

Boten» und berichtet als Journalist aus Bundesbern. Gleichzeitig 

politisiert er selbst lange Jahre im National- und Ständerat.  

Die Tagespresse ist von eminenter Bedeutung für die Politiker, 

um im Land bekannt zu werden. Unterstützung durch politische  

Parteien, Wahllisten, professionell organisierte Wahlkämpfe,  

Berichte in Radio, Fernsehen oder gar über soziale online  

Medien gibt es zur Gründungszeit der Schweiz noch nicht.  

Politiker sind Einzelkämpfer und die gedruckte Presse das  

wichtigste Medium, um auf sich aufmerksam zu machen. Im 

Rahmen der 1848-Jubiläumsführung berichtet Weder über den 

Alltag im noch jungen Parlament: Tagungsorte, Sitzungszeiten, 

lange Geschäftslisten, grosse Redefreudigkeit der Parlamen-

tarier und ein meist gesitteter Umgang – bis auf eine Ausnahme. 

Welche? Hören Sie rein!

Stefano Franscini (1796–1857)

Bundesrat (1848–1857)

Stefano Franscini wird als armer Bauernsohn in Bodio im Tessin 

geboren und steigt auf bis an die Spitze der neuen Landes-

regierung. Als einziger seiner Familie besucht er die Schule.  

Das Theologie-Studium in Milano bricht er ab und bildet sich  

auto didaktisch in Geschichte, Recht, Volkswirtschaft, Statistik  

und Pädagogik weiter. Im Tessin, wo er später unterrichtet,  

gründet er unter anderem eine Mädchenschule. Er setzt sich 

zeitlebens für Bildung für alle ein und ist, gemeinsam mit Alfred 

Escher, ein grosser Verfechter der Eidgenössisch Technischen 

Hochschule (ETH). 

Stefano Franscini gilt als Vater der Bundesstatistik. In der 

1848-Jubiläumsführung berichtet er über die erste nationale 

Volkszählung des Bundesstaates, die er 1850 durchführt. Die 

Schweiz zählt damals 2’392’740 Einwohnende. Genf ist mit 

31’238 Einwohnenden die grösste Stadt, gefolgt von Bern und 

Basel mit je ca. 27’000 Einwohnenden. In Zürich leben damals 

erst 17’000 Menschen, heute ist sie mit knapp einer halben  

Million Einwohnenden die grösste Stadt der Schweiz. 

Alfred Escher (1819–1882)

Nationalrat (1848–1882)

Alfred Escher ist eine zentrale Persönlichkeit der Anfangszeit 

des Bundesstaates. Geboren in eine reiche Familie, wird Escher 

Jurist, Regierungsrat im Kanton Zürich, und mit 29 Jahren einer 

der jüngsten Nationalräte im ersten Parlament. In der 1848-Jubi-

läumsführung teilt Escher seine Visionen als Eisenbahnpionier. 

Im Gründungsjahr der modernen Schweiz gibt es gerade mal  

23 Kilometer Eisenbahnlinien der Spanisch-Brötli-Bahn zwischen 

Baden und Zürich, während in England, Frankreich und auch 

Bayern bereits 1825 beziehungsweise 1835 Personentransport-

linien betrieben werden. Die Schweiz hinkt hinterher. Alfred 

Escher und weitere Eisenbahnpioniere treiben mit ihren Privat-

bahnen die Erschliessung der Schweiz voran und ermöglichen 

dadurch die Industrialisierung des Landes. Bereits 10 Jahre nach 

der Gründung des Bundesstaates verbindet eine durchgehende 

Eisenbahnlinie den Bodensee mit dem Lac Léman. Die Erteilung 

von Konzessionen ist denn auch eine wichtige Aufgabe des  

frühen Parlaments. Eschers Schweizerische Kreditanstalt, die 

heutige Credit Suisse, ist eine wichtige Geldgeberin. Mit der 

Gotthardbahn verfolgt Alfred Escher eine grosse Vision: die 

Schweiz über die Nord-Süd-Achse mit Europa verbinden. Das 

Jahrhundertbauwerk wird 1882 eröffnet. Im gleichen Jahr ver-

stirbt Alfred Escher im Amt als Nationalrat. 

Louise-Albertine Cailler Perret (1802–1877)

Geschäftsführerin von Cailler (1826–1828, ab 1852  

gemeinsam mit ihren Söhnen Auguste und Alexandre Cailler)

Eine der ersten Aufgaben des Parlaments ist die Schaffung  

eines einheitlichen Wirtschaftsraums in der Schweiz. Noch 1844 

existieren 180 Zollstationen im Innern der Kantone und rund 

370 Zollstationen an den Kantonsgrenzen. Auch unterschiedli-

che Währungen, Mass- und Gewichtseinheiten in den Kantonen 

erschweren den Handel. Die Unternehmerin und Chefin der 

Schokoladefabrik Cailler, Louise-Albertine Cailler Perret, gibt  

in der 1848-Jubiläumsführung einen Einblick wie sich diese  

Handelshemmnisse auf die Schokoladeproduktion auswirken. 

Sie übernimmt die Leitung des Geschäfts nach dem Tod ihres 

Mannes 1852 gemeinsam mit ihren Söhnen, nachdem sie bereits 

1826–1828 während des Berufsverbots ihres Mannes aufgrund 

eines Konkurses das Schokolade-Geschäft erfolgreich geführt 

hat. Für die damalige Zeit ist eine Frau an der Spitze eines  

Unternehmens eine grosse Ausnahme. 

Mit der Bundesverfassung wird ein gemeinsamer Aussenzoll  

eingeführt und die Zölle im Landesinnern abgeschafft. 1850  

bestimmt das Parlament den Schweizer Franken als nationale  

Währung. Meter, Liter und Gramm gelten ab 1877 schweizweit. 

Hundert Jahre später schliesst sich die Schweiz dem weltweit 

angewandten SI-Einheitensystem (Système international  

d’unités) an. 

Eine unglaubliche 
Geschichte

Jubiläumsführung durch  
das Parlamentsgebäude

Informationen zu den historischen Persönlichkeiten  

in der Kuppelhalle und im Nationalratssaal
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nalist aus Bundesbern. Gleichzeitig politisiert er 
selbst lange Jahre im National- und Ständerat. 
Die Tagespresse ist von eminenter Bedeutung 
für die Politiker, um im Land bekannt zu werden. 
Unterstützung durch politische Parteien, Wahl-
listen, professionell organisierte Wahlkämpfe, 
Berichte in Radio, Fernsehen oder gar über 
soziale online Medien gibt es zur Gründungszeit 
der Schweiz noch nicht.
Politiker sind Einzelkämpfer und die gedruckte 
Presse, das wichtigste Medium, um auf sich auf-

merksam zu machen. Im Rahmen der 1848-Ju-
biläumsführung berichtet Weder über den Alltag 
im noch jungen Parlament: Tagungsorte, Sit-
zungszeiten, lange Geschäftslisten, grosse Re-
defreudigkeit der Parlamentarier und ein meist 
gesitteter Umgang – bis auf eine Ausnahme.

Information und Reservation
Die Jubiläumsführung findet ab Ende Januar bis 
zu den Parlamentswahlen im Oktober 2023 statt. 
Reservationen können nur online getätigt wer-

den, frühestens 180 Tage vor dem geplanten Be-
such. Die Führungen sind kostenlos und dauern 
60 Minuten. Die Gruppengrösse ist auf maximal 
30 Personen beschränkt.
Für Fragen wenden Sie sich bitte an den Besu-
cherdienst: parlamentsbesuche@parl.admin.ch, 
058 322 90 22

Die historischen Figuren sind von Jared Muralt 
gezeichnet, Grafikdesignstudio BlackYard, Bern 
2023.

Unfaire Vergabepolitik der städtischen Wohnungen
Im Beitrag von Schweiz aktuell vom 10. Januar 
2023 wurden die Vergabekriterien von günsti-
gem Wohnraum in der Stadt thematisiert. Die 
Stadt Bern war bereits in der Vergangenheit 
(2014) in der Kritik, dass oftmals auch wohl-
habende Menschen in günstigem Wohnraum mit 
Vergabekriterien wohnen, die eigentlich keinen 
Anspruch darauf hätten (vgl. dazu entsprechen-
de Berichterstattung in Bern Aktuell, Ehepaar 
alt Nationalrat Volmer am Bundesrain in Bern). 
Bei der Vergabe der städtischen Wohnungen 
spielt es leider keine Rolle, ob jemand Teilzeit 

arbeitet oder nicht. Personen, die es sich leisten 
können, Teilzeit zu arbeiten und nur aufgrund 
der Wahl eines Lebensstils weniger arbeiten, 
kommen so Dank der Praxis der Stadt und der 
Leistungen der Steuerpflichtigen in den Genuss 
vergünstigter Wohnungen, obwohl sie bei einem 
höheren Beschäftigungsgrad diesen Anspruch 
verlieren würden. Damit setzt die Stadt falsche 
Anreize: Wenn ich meinen Anstellungsgrad frei-
willig tief wähle, komme ich in den Genuss von 
mehr Freizeit, erhalte eine Reduktion der Kran-
kenkassenprämien, muss weniger Steuern zah-

len und muss im Gegensatz zu andern nur einen 
minimalen Mietzins in einer stark vergünstigten 
städtischen Wohnung zahlen.
Mit dieser ungerechten Praxis subventioniert die 
Stadt Personen, die sich sehr wohl finanziell und 
arbeitsmässig eine Wohnung zu Markpreisen 
leisten könnten und nimmt damit anderen Be-
werbern, die effektiv auf eine günstige Wohnung 
angewiesen wären, diese weg. Dieses Modell 
erfolgt somit zum Nachteil der Steuerpflichtigen 
und der Personen, die ein anderes Beschäfti-
gungsmodell wählen müssen.

Zum Wahlauftakt:  
Jetzt die Hit-CD mit dem Erich Hess-Marsch «ÜSI SCHWIZ – MINI HEIMAT»  
kostenlos bestellen unter 079 302 10 09 oder per Mail hesserich@gmx.ch 
oder anhören auf seiner Homepage www.hesserich.ch.  
Wir wünschen viel Spass und gute Stimmung!
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Mehrfamilienhaus zu kaufen gesucht
Sie möchten Ihre Liegenschaft rasch und diskret verkaufen?
Mietverträge werden übernommen, Wohnrecht möglich.
Auch Mehrfamilienhaus mit Kleinwohnungen oder Spezialobjekte.
Unverbindliche Kontaktaufnahme via 079 302 10 09 Thomas Fuchs 
oder Mail an fuchs@fuchs.tv

Freitag, 12. Mai 2023 – 18.00 Uhr

Hochgebirgsklinik, 7265 Davos-Wolfgang
Campusgebäude, Hörsaal Parsenn, Herman-Burchardstrasse 1

Anmeldungen an Peter W. Bocco via Festnetz 081 415 26 28, 
via Natel 077 261 08 47 oder via E-Mail: pwb.info@gmail.com

Eintritt:  Fr. 50.– p.P. inkl. Apéro riche und Getränke nach Wahl
Einzahlung auf UBS-Konto: IBAN CH32 0020 8208 1027 62M1 Y 
lautend auf: Peter W. Bocco, Oberestrasse 20, 7270 Davos Platz

Einladung zum F achr ef er at

«Die Ukraine, Putin, Xi und Biden
– unsere Freiheit ist bedroht»

O rg an is ie r t d u rc h:

Parteiunabhängiges Informationskomitee
www.pikom.ch

PRO LIBERTATE
www.prolibertate.ch

Peter Regli
Der Divisionär aD und ehem. Chef des Schweizer 
Nachrichtendienstes spricht zum Thema:

«Terrorismus, Migration, 
Cyberkrieg und Donald Trump: 
Gehen sie uns noch etwas an?»

Vortritt Fussgänger

Am Abstimmungssonntag vom 12. März 2023 
wurde in der Stadt Bern der Ausführungskre-
dit für die umfassende Gesamtsanierung der 
Nydeggbrücke mit fast 93 % von der Stimm-
bevölkerung angenommen. Damit kommt spä-
testens per 2025 eine weitere Grossbaustelle 
auf die Fussgängerinnen und Fussgänger in der 
Stadt Bern zu. Während der rund anderthalb 
Jahre dauernden ersten Sanierungsetappe bleibt 
die Brücke nämlich für sämtlichen Verkehr ge-
sperrt. Die Busse der Linie 12 werden über 
die Untertorbrücke, der motorisierte Individual-
verkehr grossräumig über die Kornhausbrücke 
umgeleitet. Für den Fuss- und Veloverkehr wird 
jedoch auf der Oberwasserseite der Nydeggbrü-
cke ein Fuss- und Veloverkehrssteg eingerich-
tet, der vom Bärenpark bis zur Nydegggasse 
9 führen wird. Der Steg hat eine Breite von 3 
Metern und kann auch von Velofahrerinnen und 
Velofahrern genutzt werden, diese müssen das 
Velo aufgrund der begrenzten Platzverhältnisse 
allerdings schieben. Im Rahmen des Vorprojekts 
wurden auch ein bis zu 5 Meter breiter Steg 
sowie der Bau eines zweiten Stegs speziell für 
Velofahrende geprüft. Vortritt Fussgänger hätte 
die Umsetzung einer der beiden Varianten sehr 
begrüsst, um unnötiges Konfliktpotenzial auf 
dem engen Fuss- und Veloverkehrssteg von An-
fang an zu vermeiden. Leider wurden am Ende 

jedoch beide Varianten aus Kostengründen ver-
worfen. Vortritt Fussgänger wird während der 
Bauphase somit genau hinschauen müssen, ob 
die Velofahrerinnen und Velofahrer ihre Velos 
auch tatsächlich über den Steg schieben. Sollte 
dies nicht der Fall sein, wird Vortritt Fussgänger 
nötigenfalls bei der zuständigen Stelle inter-
venieren und auf die Einhaltung der geltenden 
Regeln pochen. 

Doch nun noch zum Positiven rund um die 
Sanierung der Nydeggbrücke: Um künftig die 
Sicherheit für den Fussverkehr zu erhöhen, 
werden im Rahmen der Gesamtsanierung Trot-
toirs auf der Brücke und im Bereich des Krei-
sels beidseitig um je rund einen halben Meter 
verbreitert. Obwohl die Fahrbahn durch diese 
Massnahmen etwas schmaler wird, bleibt das 
Kreuzen zweier Busse weiterhin möglich. Wei-
ter werden die Bushaltestellen «Nydegg» und 
«Bärenpark» hindernisfrei gestaltet. Um einen 
ebenerdigen Ein- und Ausstieg zu ermöglichen, 
werden sämtliche Haltekanten erhöht. Ebenfalls 
eine Aufwertung hinsichtlich Hindernisfreiheit 
erhält der Zugang zum Klösterlistutz-Parkplatz: 
In diesem Bereich wird eine neue Rampen- und 
Treppenanlage erstellt. Gleichzeitig entstehen 
am Aargauerstalden zwei neue rollstuhlgerechte 
Parkplätze, um die Zugänglichkeit zum Bären-
park für Menschen mit einer Gehbehinderung 
und Rollstuhlfahrende zu erleichtern. Mit der 
Schaffung der beiden Behindertenparkplätze am 
Bärenpark wird übrigens eine Forderung aus 
einer im Jahr 2018 überwiesenen SVP-Motion 
erfüllt. 
 
Jetzt Mitglied werden bei Vortritt Fussgänger! 
www.vortritt-fussgaenger.ch

Leserbrief
Asyl-Unsinn, wie 
lange noch?
Flüchtlinge, Vertriebene, Migranten, Asylanten 
und wie man diese Leute sonst noch bezeich-
net, sind teilweise wegen Platzmangel in Zivil-
schutzanlagen untergebracht. Nun beanstanden 
einschlägige Kreise die dortigen engen Platz-
verhältnisse. Aber: Diese «Schutzsuchenden» 
haben sich freiwillig die Schweiz als kosten-
losen Aufenthaltsort ausgesucht. Logisch ist, 
dass behagliche Unterkünfte sie eher nicht zur 
Abreise motivieren. Es steht ihnen jedoch frei, 
die Suche nach Komfort anderswo fortzuset-
zen. Ferner lässt sich nicht bestreiten, dass mit 
der zunehmenden Zahl solcher Asylsuchenden 
auch die Anzahl bei uns begangener Straftaten 
wächst. Bis wir eines Tages Verhältnisse wie in 
den Herkunftsländern dieser Leute haben.

Otto Weiersmüller, 8707 Uetikon

Von Janosch  
Weyermann,  
Stadtrat und  
Präsident Vortritt 
Fussgänger


